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Die von allen Seiten zu hörende Kritik stimmt: Die Enquête-
Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ konnte 
sich nicht auf einen gemeinsamen Fahrplan zur besseren 
Erreichung dieser drei Ziele einigen. Das war aber auch von 
vorneherein ein vermessenes Ziel: Warum sollte eine kleine 
Kommission, die die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag 
widerspiegelt, bei den ganz großen Fragen der Politik, wie 
etwa der Frage nach dem „richtigen“ Wachstum, Einigkeit 
erzielen? Über diese Fragen wird doch politisch gestritten. 
Darum wird gewählt – darum muss mit Mehrheit entschie-
den werden. Die Wissenschaft kann da nicht weiterhelfen. 

Wissenschaft kann allerdings weiterhelfen, wenn es um die 
statistische Messung von Wachstum, Wohlstand und Lebens-
qualität geht. Das war ja ein zentrales Ziel der Enquête. Es 
ging dabei um das Finden von „Indikatoren“, die helfen, dass 
die Menschen und die Politik sich auf einer klaren sachlichen 
Basis über politische Ziele streiten. Und mit der Entwicklung 
der sogenannten W3-Indikatoren hat die Enquête dieses 
Ziel erreicht. Die W3-Indikatoren definieren für die Bereiche 
Wirtschaft, Ökologie sowie Soziales und Teilhabe statistische 
Kennziffern. Aber am Ende gab es dann im Bundestag doch 
wieder Streit: Regierungsfraktionen und SPD/Bündnisgrüne 
haben zwei unterschiedliche Entschließungsanträge vorge-
legt. Sie sind sachlich weitgehend deckungsgleich. Nur im Hin-
blick auf die Einbettung der W3-Indikatoren in den politischen 
Betrieb gibt es unterschiedliche politische Vorstellungen. 

Einigkeit herrscht bei allen Fraktionen im Bundestag 
darüber, kein „Anti-BIP“ zu wollen, das das Bruttoinlands-
produkt (BIP) ersetzt. Denn man kann wirtschaftliche, öko-
logische und soziale Ziele nicht in einer Zahl ausdrücken. 
Deswegen beziehen sich beide Entschließungsanträge auf 
einen Indikatorensatz, der die gleichberechtigten Dimensio-
nen Ökonomie, Soziales und Ökologie umfasst. 

Alle Fraktionen sind sich einig, dass die inhaltliche Be-
treuung des Indikatorensatzes durch das Statistische 

Bundesamt erfolgen soll. Und in beiden Entschließungsan-
trägen wird betont, dass die statistischen Grundlagen – wo 
notwendig – weiterentwickelt beziehungsweise verbessert 
werden sollen. In beiden Entschließungsanträgen wird 
schließlich gefordert, dass die Bundesregierung zu den 
Indikatoren und ihrer Entwicklung Stellung nehmen muss. 
Das ist ein ganz wichtiger Punkt der Einigkeit: Denn nur 
dann, wenn die Bundesregierung zu allen drei Dimensionen 
der W3-Indikatoren Stellung nehmen muss, werden diese 
Indikatoren und Ziele politisches Gewicht erlangen. Und 
genau in den Details der Berichtspflicht, die das gewünsch-
te politische Gewicht der W3-Indikatoren widerspiegeln, 
unterscheiden sich die beiden Anträge.

Die Regierungsfraktionen wollen, dass die Regierung 
nur einmal pro Legislaturperiode zu den Indikatoren und 
den Kommentaren des Sachverständigenrates Stellung 
nimmt. SPD/Bündnisgrüne wollen jährlich Stellungnah-
men. Hier sind klare Unterschiede in der angestrebten 
öffentlichen Wahrnehmung erkennbar. Ähnliches gilt 
für die Analyse und Kommentierung der Indikatoren 
durch Sachverständigenräte. Die Regierungsfraktionen 
wollen dies auf den Sachverständigenrat für Wirtschaft 
beschränken, der sich noch mit dem Rat für nachhaltige 
Entwicklung „ins Benehmen“ setzen soll. SPD/Bündnis-
grüne fordern einen neuen Sachverständigenrat, nämlich 
für „soziale Entwicklungen“, um alle drei Dimensionen 
der Indikatoren mit der gleichen politischen Relevanz zu 
versehen. 

Welcher Berichtsfrequenz und welchem Beratungsmodell 
man folgt, hat nichts mit richtig oder falsch zu tun, sondern 
hängt von Wertvorstellungen und politischen Zielen ab. 
Entschieden wird im Bundestag und im Herbst von den 
Wählerinnen und Wählern. Dass diese klare Alternative für 
die Messung und Bewertung von Wohlstand und Lebens-
qualität auf dem Tisch liegt, ist das Verdienst der Enquête-
Kommission. Nicht mehr, aber auch nicht weniger.
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